
 
 
 
 
 
 
Ergänzende Bedingungen der Gemeindewerke Schönkirchen GmbH zur Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die  

Elektrizitätsversorgung (EB-NSP und MSP) 
 

Vorbemerkung 
Bisher erfolgten der Netzanschluss und die Anschlussnutzung nach der „Verord-
nung über Allgemeine Bedingungen für die Elektrizität“ (AVBEltV). Auch mit Son-
derkunden wurde oft die AVBEltV als Vertragsgrundlage vereinbart oder entspre-
chende Regelungen getroffen. Die AVBEltV wurde mit Wirkung zum 08. November 
2006 durch die „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss 
und dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in Niederspannung“ (NAV) vom 
29. Oktober 2006 (Bundesgesetzblatt 2006, Teil I, Seiten 2477 ff) abgelöst. Diese 
regelt die Allgemeinen Bedingungen, zu denen die Gemeindewerke Schönkirchen 
GmbH (nachfolgend Netzbetreiber genannt) jedermann an ihr Niederspannungs-
netz anzuschließen und den Anschluss zur Entnahme von Elektrizität zur Verfügung 
zu stellen haben. Die NAV ist Bestandteil der Rechtsverhältnisse über den Netzan-
schluss (Netzanschlussvertrag) und die Anschlussnutzung (Anschluss-nutzungs-
vertrag) in Niederspannung. Die NAV gilt in Niederspannung für alle nach dem 12. 
Juli 2005 abgeschlossenen Netzanschlussverträge und ist auch auf alle Anschluss-
nutzungsverträge in Niederspannung anzuwenden, die vor Inkrafttreten der NAV 
bestanden. Sie gilt nicht für den Netzanschluss von Anlagen zur Erzeugung von 
Strom aus Erneuerbaren Energien und aus Grubengas sowie in Mittel- und Hoch-
spannung. Die nachfolgenden „Ergänzenden Bedingungen“ konkretisieren in Ver-
bindung mit den „Technischen Anschlussbedingungen“ und den Preisblättern, ab-
rufbar unter  

 

www.gemeindewerke-schoenkirchen.de, 

 

die NAV, gelten aber auch, soweit nicht anderes vereinbart ist, für den Netzan-
schluss und die Anschlussnutzung in Mittelspannung. 

 

I. Netzanschluss  
1. Beauftragung des Netzanschlusses (§ 2 und § 4 NAV) 
1.1. Die Herstellung oder Änderung des Netzanschlusses sind vom Anschlussneh-

mer unter Verwendung des vom Netzbetreiber hierzu zur Verfügung gestellten 
Anschlussnutzungsvertrages schriftlich beim Netzbetreiber zu beauftragen. 

1.2. Der Netzanschlussvertrag einschließlich des Datenblattes sind vom Anschluss-
nehmer auszufüllen und der unterschriebene Netzanschlussvertrag - zusam-
men mit einer maßstabsgerechten Grundrisszeichnung sowie einem amtlichen 
Lageplan mit dem Maßstab 1:250, 1:500 oder 1:1000 - an den Netzbetreiber 
zurückzusenden.  

1.3. Die Übersendung des ausgefüllten Netzanschlussvertrages durch den An-
schlussnehmer gilt als Auftrag an den Netzbetreiber zur Herstellung oder Än-
derung des Netzanschlusses.  

1.4. Der Netzbetreiber wird den Auftrag prüfen, insbesondere in technischer Hin-
sicht. Bei Annahme des Auftrages wird er den Anschlussnehmer hierüber durch 
die Übersendung eines vom Netzbetreiber unterzeichneten Exemplars des 
Netzanschlussvertrages unterrichten und ihn dabei über die Kosten für die Her-
stellung oder Änderung des Netzanschlusses, der Inbetriebnahme der Kunden-
anlage und die Höhe des Baukostenzuschusses informieren.  

1.5. Weiter teilt er dem Anschlussnehmer den voraussichtlichen Ausführungszeit-
raum und Zeitbedarf für die Herstellung oder Änderung des Netzanschlusses 
mit. Verzögerungen bei der Herstellung oder Änderung des Netzanschlusses, 
die vom Netzbetreiber nicht zu vertreten sind, führen zu einer entsprechenden 
Verlängerung der Ausführungsfristen. 

 

2. Netzanschluss (§§ 5 bis 8 NAV)  
2.1 Jedes Grundstück, das eine eigene wirtschaftliche Einheit bildet, was insbeson-

dere dann der Fall ist, wenn diesem Grundstück eine eigene Haus-nummer zu-
geordnet ist, wird über einen eigenen Netzanschluss an das Verteilernetz des 
Netzbetreiber angeschlossen. Ausnahmen gelten nur bei berechtigtem Inte-
resse des Anschlussnehmers, die er dem Netzbetreiber in Textform nachzu-
weisen hat. 

2.2 Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Trasse des Netzanschlusses auf sei-
nem Grundstück dauerhaft zugänglich zu halten. Insbesondere sind Überbau-
ungen und -pflanzungen der Trasse unzulässig, wenn hierdurch der Zugang 
zum Netzanschluss oder die Betriebssicherheit des Netzanschlusses beein-
trächtigt werden könnte. 

2.3 Als Änderung eines Netzanschlusses gilt insbesondere der Austausch des 
Hausanschlusskastens gegen einen stärkeren sowie die Verstärkung des Lei-
tungsquerschnitts sowie der Hausanschlusssicherung.  

2.4 Wird der Netzanschlussvertrag beendet, ist der Netzbetreiber berechtigt, den 
Netzanschluss von seinem Verteilernetz zu trennen. 

 

3. Kosten und Preise für den Netzanschluss (§ 9 NAV)  
3.1 Der Anschlussnehmer erstattet dem Netzbetreiber insbesondere die Kosten für 

die erstmalige Herstellung des Netzanschlusses (Standard), für die Herstellung 
eines provisorischen Anschlusses (z. B. Baustrom oder Kurzzeitanschlüsse für 
Schausteller) an eine Entnahmestelle.  
Die Kosten hierfür berechnet der Netzbetreiber nach den hierzu im Preisblatt 
ausgewiesenen Pauschalsätzen. Die Kosten für die Änderung des Netzan-
schlusses, sowie für die Außerbetriebnahme und die Stilllegung eines Netzan-
schlusses werden nach tatsächlichem Aufwand, wenn keine andere Vereinba-
rung getroffen wurde, abgerechnet.    
 

Bei der Ermittlung der Hausanschlusslänge ist grundsätzlich der Abstand zwi-
schen der Gebäudeeinführung und der Straßenmitte (Kabelnetz) maßgebend.  

3.2 Bei einem Netzanschluss, der nach Aufwendung, Art, Dimension, Lage oder 
aus sonstigen Gründen (z. B. besondere Erschwernisse aufgrund der Boden-
verhältnisse oder Mehrlängen) von Standardanschlüssen abweicht (Sonderan-
schluss), kann der Netzbetreiber, neben den im Preisblatt genannten Pau-
schalsätzen für Standardanschlüsse, ein zusätzliches Entgelt vom Anschluss-
nehmer nach Aufwand oder Pauschalsätzen nach dem Preisblatt verlangen. 
Ein Sonderanschluss liegt insbesondere dann vor, wenn die tatsächlichen Kos-
ten für die Errichtung des Sonderanschlusses die Pauschalsätze für einen 
Standardanschluss um mehr als 20 % übersteigen. Sobald der Netzbetreiber 
Kenntnis von den kostenerhöhenden Umständen hat, wird er den Anschluss-
nehmer hierüber informieren. 

3.3 Der Bezug von Strom für die unter Ziffer 3.1 genannten provisorischen An-
schlüsse (z. B. Baustromanschlüsse) ist 10 Werktage vor der geplanten Inbe-
triebnahme zu beantragen. Die Ausführung des vorübergehenden Anschlusses 
bestimmt der Netzbetreiber. Montage und Demontage werden pauschal gemäß 
Preisblatt abgerechnet. Die Messung und Abrechnung der Stromabnahme er-
folgt über den Stromzähler. 

 

4. Eigenleistungen des Anschlussnehmers (§ 9 NAV) 
4.1. Eigenleistungen des Anschlussnehmers im Zusammenhang mit der Herstel-

lung des Netzanschlusses, insbesondere die Ausführung von Erdarbeiten oder 
Mauerdurchbrüchen durch den Anschlussnehmer selbst oder in dessen Auftrag 
durch Dritte, sind vorher mit dem Netzbetreiber abzustimmen und in Textform 
festzuhalten. Die Ausführung von Eigenleistungen muss fach- und sachgerecht 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik und unter Berücksichtung 
der Vorgaben des Netzbetreibers erfolgen. Dies gilt insbesondere für das Aus-
schachten, Verlegen des Warnbandes sowie die Wiederanfüllung inklusive 
Sandbeistellung und das Verdichten. Die Baustellenabsicherung während der 
Ausführung von Eigenleistungen hat der Anschlussnehmer auf eigenes Risiko 
zu gewährleisten. 

4.2. Erbrachte Eigenleistungen werden bei einer pauschalierten Berechnung der 
Netzanschlusskosten angemessen berücksichtigt. Sie sind vom Anschlussneh-
mer dem Netzbetreiber auf Verlangen nach Aufwand und Umfang prüfbar nach-
zuweisen. Für Tiefbauarbeiten kann der Netzbetreiber Pauschalsätze festle-
gen. Entstehen dem Netzbetreiber durch nicht sach- und fachgerechte Eigen-
leistungen des Anschlussnehmers Mehraufwendungen, hat diese der An-
schlussnehmer dem Netzbetreiber zu erstatten. 

 

II. Baukostenzuschuss ( §§ 11, 29 NAV) 
1. Der von dem Anschlussnehmer als Baukostenzuschuss zu übernehmende 

Kostenanteil bemisst sich nach dem Verhältnis, in dem die an seinem Netzan-
schluss vorzuhaltende Leistung zu der Summe der Leistungen steht, die in den 
im betreffenden Versorgungsbereich erstellten Verteileranlagen oder aufgrund 
der Verstärkung insgesamt vorgehalten werden können. Dabei wird nur der Teil 
der Leistungsanforderung berücksichtigt, der 30 kW übersteigt. Zugrunde ge-
legt wird der jeweilige Anschluss, also nicht die Zahl der vorhandenen Wohnun-
gen beispielsweise in einem Mehrfamilienhaus.  

2. Der Baukostenzuschuss errechnet sich aus den Kosten, die für die Erstellung 
oder die Verstärkung der örtlichen Verteileranlagen erforderlich sind. Die örtli-
chen Verteileranlagen sind die für die Erschließung des Versorgungsbereiches 
notwendigen Niederspannungsanlagen und Transformatorenstationen. 

3. Der Versorgungsbereich richtet sich nach der versorgungsgerechten Ausbau-
konzeption für die örtlichen Verteileranlagen im Rahmen der behördlichen Pla-
nungsvorgaben (z. B. Flächennutzungsplan, Bebauungsplan, Sanierungsplan). 

4. Der Baukostenzuschuss wird auf der Grundlage der durchschnittlich für ver-
gleichbare Fälle entstehenden Kosten pauschal berechnet. 

5. Der Anschlussnehmer zahlt einen weiteren Baukostenzuschuss, wenn der An-
schlussnehmer seine Leistungsanforderung erheblich über das der ursprüngli-
chen Berechnung zugrunde liegenden Maß erhöht (Preisblatt). Eine Erheblich-
keit ist dann zunehmen, wenn der weitere Baukostenzuschuss in einem ange-
messenen Verhältnis zu dem Aufwand der Erhebung steht. Die Berechnung 
erfolgt nach den vorgenannten Grundsätzen (Preisblatt). 

 

III. Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage ( § 14 NAV) 
1. Voraussetzung der Inbetriebsetzung 
1.1 Die Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage (Kundenanlage) findet statt nach 

der Fertigstellung eines neuen oder geänderten Netzanschlusses und ist unter 
Verwendung des vom Netzbetreiber hierzu zur Verfügung gestellten Vordrucks 
beim Netzbetreiber zu beantragen. 

1.2 Voraussetzung für die Inbetriebsetzung der Kundenanlage ist die Einhaltung 
der technischen Anforderungen, die den anerkannten Regeln der Technik ent-
sprechen müssen. 

1.3 Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage erfolgt durch den Netzbetreiber oder 
durch ein in das Installateurverzeichnis eingetragene Installationsunterneh-
men. 

1.4 Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage ist in der Regel von der vollständigen 
Bezahlung der Netzanschlusskosten sowie des Baukostenzuschusses abhän-
gig. 
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1.5 Für das Inbetriebsetzen der elektrischen Anlage sowie für das Anbringen, Ent-
fernen oder Auswechseln von Messeinrichtungen durch den Netzbetreiber wer-
den die hierfür entstehenden Kosten pauschal gemäß in Rechnung gestellt 

(Preisblatt). 
1.6 Ist eine beantragte Inbetriebsetzung der elektrischen Anlage aufgrund festge-

stellter Mängel an der Anlage nicht möglich, so zahlt der Anschlussnehmer hier-
für sowie für jede weitere vergebliche Instandsetzung ein pauschales Entgelt 
(Preisblatt). 

 

2.    Kosten 
2.1 Der Anschlussnehmer hat für die Inbetriebsetzung der Kundenanlage durch 

den Netzbetreiber (z. B. Einsetzen der Hausanschlusssicherung, Setzen des 
Zählers) an diesen die im Preisblatt des Netzbetreibers veröffentlichten Pau-
schalsätze zu bezahlen. Dies gilt auch für die nachträgliche Anbringung von 
zusätzlichen Mess- und Steuereinrichtungen, wenn dies durch das Verhalten 
des Anschlussnehmers veranlasst wurde (gem. §22 Abs (2) NAV). 

2.2 Ist eine vom Anschlussnehmer beantragte Inbetriebsetzung durch den Netzbe-
treiber aufgrund bestehender Mängel der Kundenanlage nicht möglich, so kann 
der Netzbetreiber die Kosten für seinen vergeblichen Inbetriebsetzungsauf-
wand dem Anschlussnehmer nach Pauschalsätzen berechnen. 

2.3 Die Kosten für die Auswechslung schadhafter Hausanschlusssicherungen und 
Sicherungen vor den Messeinrichtungen werden nach Pauschalsätzen berech-
net (Preisblatt). 

2.4 Für die Einstellung der Versorgung wegen Zuwiderhandlungen des Anschluss-
nehmers gegen seine Verpflichtungen gegenüber dem Netzbetreiber kann der 
Netzbetreiber dem Anschlussnehmer Pauschalsätzen berechnen (Preisblatt). 

 

IV. Preisblatt, Sonstige Pauschalen und Kosten 
1. Das Preisblatt zu den „Ergänzenden Bedingungen“ der GWS ist in jeweils gül-

tiger Fassung Bestandteil dieser „Ergänzenden Bedingungen“. 
2. Neben den in den Abschnitten I. bis III. genannten Kosten und Pauschalen, 

kann der Netzbetreiber auch die sonstigen im Preisblatt angegebenen Kosten 
und Pauschalen vom Anschlussnehmer verlangen, wenn die jeweils zugrunde 
liegenden Sachverhalte vorliegen. Für im Preisblatt des Netzbetreibers nicht 
aufgeführte Leistungen, die im Auftrag des Kunden oder dessen mutmaßlichem 
Interesse vom Netzbetreiber erbracht werden und die, nach den Umständen zu 
urteilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, kann der Netzbetreiber 
die Höhe der Entgelte nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) bestimmen. 

 

V. Voraus- und Abschlagszahlungen (§§ 9 Abs. 2 und 11 Abs. 6 NAV)  
1. Der Netzbetreiber ist berechtigt, für die Herstellung und Änderung des Netzan-

schlusses, den Baukostenzuschuss und sonstige Leistungen des Netzbetrei-
bers vom Anschlussnehmer angemessene Vorauszahlungen zu verlangen, 
wenn nach den Umständen des Einzelfalles Grund zu der Annahme besteht, 
dass der Anschlussnehmer seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem 
Netzbetreiber nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn der Anschlussnehmer mit anderen Zahlungsverpflichtungen ge-
genüber dem Netzbetreiber in Rückstand ist oder eine vom Netzbetreiber über 
den Anschlussnehmer eingeholte Auskunft einer allgemein im Geschäftsleben 
anerkannten Auskunftei (z. B. Creditreform) über seine wirtschaftlichen Verhält-
nisse die berechtigte Besorgnis zulässt, dass er seinen Zahlungsverpflichtun-
gen aus dem Netzanschlussvertrag nicht oder nicht rechtzeitig nach kommt. 

2. Abschlagszahlungen auf die Netzanschlusskosten kann der Netzbetreiber vom 
Anschlussnehmer insbesondere dann fordern, wenn der Anschlussnehmer 
mehrere Netzanschlüsse beim Netzbetreiber beauftragt hat, oder auf den Bau-
kostenzuschuss bei größeren Objekten entsprechend dem Baufortschritt der 
örtlichen Verteileranlagen. 

 

VI. Technische Anschlussbedingungen (§ 20 NAV) 
1. Die technischen Anforderungen an den Netzanschluss und andere Anlagen-

teile sowie an den Betrieb der Anlage einschließlich der Eigenanlage des An-
schlussnehmers sind in den Technischen Anschlussbedingungen des Netzbe-
treibers festgelegt. 

2. Die Technischen Anschlussbedingungen sind für den Anschlussnehmer und -
nutzer verbindlich und auf der Internetseite des Netzbetreibers abrufbar. 

3. Gemäß unseren technischen Anschlussbedingungen besteht bei einem ge-
planten Wallbox-(Ladeeinrichtung) Einbau ab einer Summenleistung von 12kW 
die Notwendigkeit, diese einer netzdienlichen Steuerung zu unterziehen, indem 
ein entsprechendes  Lademanagement von einem zertifizierten Elektroinstalla-
teur installiert und bei uns genehmigt wird. Damit wird gewährleistet, dass die 
Summenleistung von einer oder mehreren Wallboxen von 12 kW nicht über- 
schritten wird.   

 
VII. Fälligkeit, Zahlungen und Verzug (§ 23 NAV) 
1. Die vom Netzbetreiber nach seinem Preisblatt festgelegten Pauschalbeträge 

werden grundsätzlich mit dem Zeitpunkt des Endes der zugrunde liegenden 
Leistungserbringung fällig und sind spätestens zwei Wochen nach Zugang der 
Rechnung des Netzbetreibers zu bezahlen. Ist in der Rechnung ein Zahlungs-
datum angegeben, ist dieses maßgebend, wenn es nicht vor dem Zahlungster-
min nach Satz 1 liegt. 

2. Rechnungsbeträge und Abschläge sind für den Netzbetreiber kostenfrei zu ent-
richten. Maßgeblich für die rechtzeitige Erfüllung der Fälligkeitstermine ist der 
Eingang der Zahlung beim Netzbetreiber. 

3. Der Anschlussnehmer kommt in Verzug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen 
nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung zahlt, worauf hiermit hingewiesen 
wird. 

4. Der Verzugszins richtet sich nach § 288 BGB. Die Geltendmachung eines dar-
über hinausgehenden Schadens bleibt dem Netzbetreiber vorbehalten. 

5. Für Mahnungen kann der Netzbetreiber dem Anschlussnehmer - neben Ver-
zugszinsen und weitere Schäden des Netzbetreibers - Pauschalbeträge nach 
dem Preisblatt des Netzbetreibers berechnen. 

6. Rechnungen und Abschlagsforderungen des Netzbetreibers werden zwei Wo-
chen nach Zugang der Zahlungsaufforderung fällig.  
 

VIII. Hinweis zum Streitbeilegungsverfahren (gilt nur für Verbraucher i. S. d. 
§ 13 BGB) 

1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) 
sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB 
(Verbraucher), insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von 
Leistungen des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss 
an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie oder die Messung der 
Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von 
vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbe-
schwerden sind zu richten an: Gemeindewerke Schönkirchen GmbH, 24232  
Schönkirchen, Dorfstraße 4, Telefon: 04348 9592-7794, E-Mail:   
netzbetrieb@gws-sh.de; vertrieb@gws-sh.de. 

2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG zur 
Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unterneh-
men der Beschwerde nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist abgeholfen hat oder 
erklärt hat, der Beschwerde nicht abzuhelfen. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unbe-
rührt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungs-
stelle teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der Schlichtungs-
stelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das 
Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z. B. 
nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberührt.  

3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Ener-
gie e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: 030 2757240–0, Telefax: 
030 2757240-69, E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de; Homepage: 
www.schlichtungsstelle-energie.de. Allgemeine Informationen zu Verbraucher-
rechten sind erhältlich über den Verbraucherservice der Bundesnetzagentur für 
den Bereich Elektrizität und Gas, Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030 
22480-500 oder 01805 101000 (Mo.-Fr. 9:00 Uhr - 12:00 Uhr), Telefax: 030 
22480-323, E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de. 

  

IX. Inkrafttreten 
1. Die „Ergänzenden Bedingungen“ treten mit ihrer öffentlichen Bekanntgabe auf 

der Internetseite des Netzbetreibers in Kraft und gelten bis zu einer Änderung, 
die auf der Internetseite des Netzbetreibers veröffentlicht wird. 

2. Ziffer 1 gilt auch für die „Technischen Anschlussbedingungen“, die vom Netz-
betreiber bereits an die zuständige Regulierungsbehörde mitgeteilt sind. Diese 
„Ergänzenden Bedingungen zur NAV“ treten am 15.11.2021 in Kraft. Sie erset-
zen die Ergänzenden Bedingungen vom 01.02.2017. 

https://www.regionetz.de/fileadmin/regionetz/content/Dokumente/TAB/TAB_Niederspannung_Technische_Anschlussbedingungen_f%C3%BCr_den_Anschluss_an_das_Niederspannungsnetz.pdf
mailto:netzbetrieb@gws-sh.de
mailto:info@schlichtungsstelle-energie.de
http://www.schlichtungsstelle-energie.de/
mailto:verbraucherservice-energie@bnetza.de

